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Stellungnahme von 
 
Name / Firma / Organisation : Regierungsrat des Kantons Zürich 
 
 
Abkürzung der Firma / Organisation : Kt. ZH 
 
 
Adresse : Postfach, 8090 Zürich 
 
 
Kontaktperson : Beat Werder, VD/AWA    Gerhard Schmid, BD 
 
 
Telefon : 043 259 91 32      043 259 31 25 
 
 
E-Mail : beat.werder@vd.zh.ch    gerhard.schmid@bd.zh.ch 
 
 
Datum : 09.09.2020 
 
 
Wichtige Hinweise: 

1. Wir bitten Sie keine Formatierungsänderungen im Formular vorzunehmen und nur die grauen Formularfelder auszufüllen. 
 

2. Bitte pro Artikel, Absatz und Buchstabe oder pro Kapitel des erläuternden Berichtes eine Zeile verwenden. 
 

3. Ihre elektronische Stellungnahme senden Sie bitte als Word-Dokument bis am 18.09.2020 an folgende E-Mail Adressen:  
             uv@bag.admin.ch; GEVER@bag.admin.ch 
 

Herzlichen Dank für Ihre Mitwirkung! 
 

mailto:susanne.pillergugler@bag.admin.ch
mailto:GEVER@bag.admin.ch
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Allgemeine Bemerkungen  
Name/Firma Bemerkung/Anregung 

Regierungsrat 
des Kantons 
Zürich 

Arbeitssicherheit ist eine wichtige Aufgabe für jeden Bauherrn, Planer und Unternehmer. Wir weisen an dieser Stelle ausdrücklich darauf hin, dass 
Sicherheit nicht zum Nulltarif zu haben ist. Diese Verordnung wird Mehrkosten in einem nicht bestimmbaren Ausmass verursachen. Die Mehrkosten 
sind letztlich vom Bauherrn zu tragen. Dies gilt insbesondere auch für das ASTRA als Auftraggeber/Bauherr für den Nationalstrassenunterhalt. Der 
Kanton Zürich als Vertreter der Gebietseinheit GE VII behält sich diesbezügliche Mehrforderung an das ASTRA vor. 

Regierungsrat 
des Kantons 
Zürich 

Die Normen sind im Bereich des baulichen und betrieblichen Unterhalts auf klassische Hochbauten ausgelegt, sie passen nur beschränkt für den 
Streckenunterhalt von Gewässern und Strassen (und wohl auch Gleisen). Für die Arbeitssicherheit an Tagesbaustellen sind die einschlägigen VSS-
Normen betreffend Signalisation zentral. Arbeiten an Strassen unter Verkehr wie Strassen- und Schachtreinigung, Grünpflege, Unterhalt und 
Reinigung von elektromechanischen Teilen sind streckenbezogen und werden häufig in kurzer Zeit und in Bewegung ausgeführt. 
Sicherheitsmassnahmen wie Seitenschutz (Art. 22 E-BauAV) und Sicherheitsnachweis bei Böschungen (Art. 76 E-BauAV) sind oft nicht mit 
verhältnismässigem Aufwand umsetzbar, bzw. die Exposition für die Erstellung der Sicherheitsmassnahmen übersteigt die Exposition bei der 
Ausführung der Arbeiten.  

Wir regen an, die Verordnung für streckengebundene Unterhaltsarbeiten noch einmal vertieft zu überprüfen und, wo notwendig, Anpassungen 
vorzunehmen. 
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Bemerkungen zum Entwurf der Verordnung über die Sicherheit und den Gesundheitsschutz der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer bei Bauarbeiten 
Name/Firma Art. Abs. Bst. Bemerkung/Anregung Antrag für Änderungsvorschlag (Textvorschlag) 
Regierungsrat 
des Kantons 
Zürich 

2       a Es sollte präzisiert werden, dass die Verordnung für die 
technische Überwachung von Bauwerken (z.B. Sichtinspektion) 
gemäss SIA-Norm 419 nicht oder nur eingeschränkt anwendbar 
ist. 

Auch sollte präzisiert werden, dass die Verordnung für den 
betrieblichen Unterhalt (Grünpflege) von Gewässern nicht 
anwendbar ist.  

      

Regierungsrat 
des Kantons 
Zürich 

3 1       Es gibt in vielen Bereichen EKAS-Branchenlösungen, die über ein 
gutes bis sehr gutes Sicherheitsniveau verfügen und spezifische 
Lösungen ermöglichen. Diese sind als anwendbar oder zumindest 
als zu berücksichtigen zu erklären. 

      

Regierungsrat 
des Kantons 
Zürich 

3 3       Eine Prüfung vor Vertragsschluss macht wenig Sinn, wenn zu 
diesem Zeitpunkt erst Pläne bestehen. 

Abs. 3 sollte wie folgt ergänzt werden: … hat 
rechtzeitig vor Beginn der Bauarbeiten zu prüfen, 
welche Massnahmen notwendig sind, … 

Regierungsrat 
des Kantons 
Zürich 

4   Das Sicherheits- und Gesundheitskonzept ist dem Bauherrn vor 
Arbeitsbeginn abzugeben. 

 

Regierungsrat 
des Kantons 
Zürich 

7             Für die Sicherheitsbekleidung ist zwingend die Schutzklasse S3 
gemäss Euronorm vorzuschreiben. 

      

Regierungsrat 
des Kantons 
Zürich 

16 3       In Abs. 3 sollte die Mindesthöhe genannt werden. Abs. 3 ist deshalb wie folgt zu ergänzen: … oder 
Rampen sind ab einer Mindesthöhe von … Metern 
wirksame Leitplanken oder Radabweiser zu 
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montieren. 

Regierungsrat 
des Kantons 
Zürich 

35 4  Abs. 4 ist dahingehend zu ergänzen, dass die Instruktion auch 
Schutzmassnahmen (insbesondere persönliche Schutzausrüs-
tung) umfassen muss. 

      

Regierungsrat 
des Kantons 
Zürich 

95             Eine entsprechende Bestimmung für offene Strecken fehlt. Zentral 
für die Arbeitssicherheit beim Strassenunterhalt ist die Einhaltung 
der einschlägigen Vorschriften und VSS-Normen für die 
Baustellensignalisation und Verkehrsführung. 
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Weitere Vorschläge  
Name/Firma Art. Bemerkung/Anregung Textvorschlag 
Regierungsrat 
des Kantons 
Zürich 

      In der Verordnung sollte aus Sicht des Gesundheitsschutzes eine Pflicht 
zur Bereitstellung von sanitären Einrichtungen aufgenommen werden. 
Gemäss Art. 31 und 32 der Verordnung 3 zum Arbeitsgesetz (SR 
822.113) sind den Arbeitnehmenden sanitäre Einrichtungen (Toiletten 
und Waschgelegenheiten) in einwandfreiem hygienischem Zustand zur 
Verfügung zu stellen. Diese Bestimmungen gelten auch für 
Arbeitnehmende auf Baustellen. Die Erfahrung im Vollzug zeigt jedoch, 
dass diese Vorschriften auf vielen Baustellen nur ungenügend 
umgesetzt werden und sanitäre Einrichtungen auch oft nur in geringer 
Anzahl zur Verfügung stehen. Dementsprechend sollte diese 
Verpflichtung als lex specialis in die vorliegende Verordnung 
aufgenommen werden. 

Den Arbeitnehmenden müssen sanitäre Einrichtungen 
namentlich Toiletten und Waschgelegenheiten in 
ausreichender Anzahl und einwandfreiem hygienischem 
Zustand jederzeit und ungehindert zugänglich sein. 
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